
 

 

2019.SR.000109 

 

 

Interfraktionelle Kleine Anfrage SVP, FDP/JF (Alexander Feuz/Hans Ulrich 
Gränicher, SVP/Ruth Altmann, FDP): Thunstrasse West: Welche Konsequen-
zen drohen Bernmobil und dem Steuerzahler infolge des aufgelegten Pro-
jekts? 

 

 

Bereits früher wurde das Vorgehen des Gemeinderates in dieser Sache von der SVP-Fraktion be-

anstandet (vgl. dazu u.a. Kleine Anfrage vom 28.3.2019, Alexander Feuz, Hans Ulrich Gränicher: 

Dichtung und Wahrheit oder die Irreführung des Stadtrates durch den Gemeinderat; 

2019.SR000077). 

Entgegen den Verlautbarungen des Gemeinderates waren wichtige «Player» nicht in den Ent-

scheid eingebunden. Es sind gemäss den Fragestellern vorliegenden Unterlagen deshalb unzähli-

ge Einsprachen eingegangen. Auch wurden von den dazu Berechtigen Ansprüche auf Schadener-

satz und Sachlistungen geltend gemacht. 

Der Verein Fussverkehr Schweiz, Sektion Bern erhob mit Eingabe vom 2.4.2019 Einsprache gegen 

die Vorlage. Dem Vernehmen nach reichten auch ProVelo und die Quartiervertretung QUAVIER 

Einsprachen ein. 

Gemäss früheren Mitteilungen von Bernmobil darf mit der Sanierung der Schienen nicht mehr zwei 

Jahre gewartet werden. 

Der Gemeinderat sei höflich ersucht in diesem Zusammenhang zusammen mit Bernmobil, die fol-

genden Fragen zu beantworten. 

1. Ist es richtig, dass die Schienen auf der Thunstrasse West zwingend in den nächsten zwei 

Jahren saniert werden müssen? Wenn nein, warum wurde dies so kommuniziert? Wann müs-

sen die Schienen spätestens ersetzt werden? 

2. Wie viele Einsprachen sind gegen die Sanierungsvorlage eingegangen? Wurden dabei auch 

Schadenersatzforderungen und Ansprüche auf Sachleistungen geltend gemacht? 

3. Wenn ja, wer muss für die vorab in Zusammenhang mit den umstrittenen Verkehrsmassnah-

men geltend gemachten Entschädigungsmassnahmen für betroffene Anwohner und für die 

Parteikosten der obsiegenden Anwohner/Einsprecher im Rechts-mittelverfahren aufkommen? 

Nur Bernmobil? oder auch die Stadt? Wenn die Stadt auch Beitrag leisten muss, in welchem 

Umfang? Können schon Angaben zur Höhe gemacht werden? Wenn ja, mit welchen Rückstel-

lungen muss die Stadt Bern approximativ rechnen? 

 

Bern, 04. April 2019 

Erstunterzeichnende: Alexander Feuz, Hans Ulrich Gränicher, Ruth Altmann 

Mitunterzeichnende: - 


